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1. Im Herbst 2023 fiel auf Bundesebene die finale Entscheidung zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes. Planen Sie die Vorgaben dieses Gesetzes in 
Sachsen im Rahmen eines eigenen Landes-GEG ambitionierter aufzugreifen?  

 

CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Wir werden für die 
kommunale Wärme-
planung in Sachsen einen 
klugen Rechtsrahmen 
setzen, wobei wir die 
Bezahlbarkeit durch 
Bürger und Unternehmen 
als Maßstab unseres 
Handelns nehmen. Wir 
werden keine Regeln 
schaffen, die über die 
Bundesvorgaben 
hinausgehen. 

 
Der Bund hat mit den Regelungen des GEG 
von seiner konkurrierenden Gesetz-
gebungskompetenz nicht abschließend 
Gebrauch gemacht, sondern nur einen 
Mindeststandard gesetzt, so dass den 
Ländern nach Artikel 72 Absatz 1 GG eine 
Abweichungsbefugnis zusteht. Die Länder 
können weitergehende Anforderungen an 
die Erzeugung und Nutzung von Strom oder 
Wärme sowie Kälte aus erneuerbaren 
Energien in räumlichem Zusammenhang mit 
Gebäuden stellen. Darüber hinaus dürfen 
die Länder auch weitergehende 
Anforderungen oder Beschränkungen an 
Stromdirektheizungen stellen. Im Rahmen 
einer neuerlichen Regierungsbeteiligung 
werden wir prüfen, inwiefern 
weitergehende Regelungen für Sachsen 
angemessen und erforderlich sind. Als SPD 
setzen wir uns für einen ausgewogenen 
Klimaschutz ein. Es ist uns wichtig, dass 
niemand wirtschaftlich überfordert wird, 
dass erforderliche Maßnahmen nach 
Möglichkeit mit Anreizen und 
Förderinstrumenten begleitet und dass 
soziale Härten ausgeglichen werden. 
 

 
Wir setzen uns für die 
konsequente Umsetzung 
der Wärmewende in 
Sachsen ein. Ein eigenes 
Landes-GEG erscheint 
hierfür aktuell allerdings 
nicht zielführend. 

 
Keine 
Rückmeldung 

 
Wir befürworten eine schnelle Umsetzung des 
mit dem Gebäudeenergiegesetz in Verbindung 
stehenden Gesetzes zur Kommunalen 
Wärmeplanung. Letzteres stellt für uns die 
Grundlage für eine effiziente Umstellung des 
Wärmesystems auf eine erneuerbare Basis dar. 
Wir befürworten die Ermöglichung 
vereinfachter Verfahren sowie so genannter 
Konvoi-Verfahren in der kommunalen 
Wärmeplanung und fordern für mindestens 
jeden Landkreis die Einsetzung eines 
Klimaschutzmanagements, um flächendecke 
Ansprechpersonen für Immobilien-
eigentümerinnen und -eigentümern, 
Unternehmen und Gemeinden zur Umstellung 
des Heizsystems zu haben. Zudem fordern wir, 
dass auch Sachsen schnellstmöglich ein 
Wärmekataster bereitstellt, um den 
Kommunen und Hausbesitzerinnen und –
besitzern bei der Umstellung des 
Wärmesystems hilft. 
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2. Gerade im ländlichen Raum sind viele Hausbesitzer auf Heizöl für die Wärmeerzeugung angewiesen. Vorteile sind die Möglichkeit der eigenen 
Bevorratung und die damit verbundene individuelle Versorgungssicherheit. Werden Sie den Einsatz regenerativer Flüssigbrennstoffe (sog. „Green 
Fuels“) politisch unterstützen?  
 

CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Ja. Wir wenden uns gegen den 
Weg der Ampel. Der heißt: 
„Verbieten. Verordnen. 
Verhindern.“ Die 
Bundesregierung setzt einseitig 
auf Wärmepumpen. Das ist 
realitätsfern. Aus unserer Sicht 
ist eine sichere, bezahlbare und 
klimafreundliche 
Wärmeversorgung zentrale 
Aufgabe. 
 
Deshalb sind wir der Auffassung  

• „Fördern und Fordern“ statt 
„Verbieten und Verordnen“.  

• Technologieoffenheit, damit 
neben der Wärmepumpe 
alle klimafreundlichen 
Lösungen beim 
Heizungstausch zugelassen 
werden.  

• Soziale Härten sollen 
ausgeglichen werden.  

 

 
Wir teilen das Ziel des GEG, den Einsatz von 
Ölheizungen schrittweise zu reduzieren und den 
Umstieg auf erneuerbare Energien zu fördern. Ab 
2024 dürfen in der Regel keine reinen Ölheizungen 
mehr neu eingebaut werden. Ausnahmen gelten, 
wenn kein Gas- oder Fernwärmenetz vorhanden ist 
und erneuerbare Energien technisch nicht möglich 
oder wirtschaftlich unzumutbar sind. Bestehende 
Ölheizungen dürfen weiter betrieben und repariert 
werden. Nach 30 Jahren Betriebszeit müssen 
Ölheizungen in der Regel ausgetauscht werden. 
Beim Austausch muss die neue Heizung zu 
mindestens 65% mit erneuerbaren Energien 
betrieben werden. Hierbei ist auch der Einbau 
einer Hybridheizung mit Öl-Brennwertkessel und 
Wärmepumpe möglich. Für den Heizungstausch 
gibt es mehrjährige Übergangsfristen und 
Ausnahmen, z.B. für Eigentümer selbstgenutzter 
Ein- und Zweifamilienhäuser. Aufgrund der 
bestehenden Förderprogramme sowie des 
angemessenen Bestandsschutzes erachten wir 
einen Umstieg auf nachhaltigere Heizsysteme, 
auch mit Hybrid-lösungen, für zumutbar und 
machbar. 
 

 
Wir BÜNDNISGRÜNE 
setzen uns dafür ein, dass 
auf Basis der kommunalen 
Wärmeplanung die 
technisch und 
wirtschaftlich 
effizientesten Lösungen in 
einer zukünftigen 
Wärmeversorgung vor Ort 
zum Einsatz kommen. 
Regenerative Flüssig-
brennstoffe können ein 
Baustein für die 
Wärmeversorgung, z. B. im 
ländlichen Raum, sein. 

  
Regenerative Flüssigbrennstoffe sind 
in der Herstellung sehr 
energieintensiv. Im Heizungsbereich 
sind vollelektrische Wärmepumpen 
wesentlich effizienter als der Einsatz 
von regenerativen Flüssig-
brennstoffen. Wir unterstützen den 
„Efficiency first“ Ansatz und fordern 
den Aus- und Umbau effizienter, 
regenerativer Wärmesysteme. 
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3. Werden Sie sich im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung, dafür einsetzen, dass auch der individuelle Einsatz regenerativer Flüssigbrennstoffe 
berücksichtigt werden kann?  
 

CDU  SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Ja, wir verweisen auf die 
Antwort zu Frage 2. 

 
Im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung 
sollte jede Kommune oder Gebietskörperschaft 
die für sich wirtschaftlichste Lösung finden. Das 
werden in urbanen Gebieten vor allem Fern- und 
Nahwärmenetze sein, im ländlichen Raum oder 
an den Stadträndern auch individuelle oder 
kleinteilige Lösungen. Ob dazu auch Flüssig-
brennstoffe gehören werden, lässt sich zum 
jetzigen Zeitpunkt – v.a. da kommunale 
Wärmeplanungen noch nicht abgeschlossen sind 
– nicht abschließend beurteilen. 

 
Wir setzen uns dafür ein, dass auf 
Basis der kommunalen 
Wärmeplanung die technisch und 
wirtschaftlich effizientesten 
Lösungen in einer zukünftigen 
Wärmeversorgung vor Ort zum 
Einsatz kommen. Regenerative 
Flüssigbrennstoffe können ein 
Baustein für die Wärmeversorgung, 
z. B. im ländlichen Raum, sein. 

 Nein. 

 

4. Welche Auffassung vertreten Sie zu kommunalen Anschluss- und Benutzungszwängen an die Fernwärme im Bereich der Wohnraumbeheizung?  
 

CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Wir lehnen einen solchen Anschluss- und Benutzungszwang 
ab. Gerade der Wärmesektor weist eine große Heterogenität 
auf und kann von Gebäude zu Gebäude bzw. Eigentümer zu 
Eigentümer stark variieren – besonders im ländlichen Raum. 
Das notwendige hohe Ambitionsniveau der Wärmewende 
macht es deshalb zwingend, Gebäudeeigentümern eine 
möglichst große technische und wirtschaftliche Freiheit zu 
gewähren und ein möglichst breites Spektrum an Optionen 
zur klimaneutralen Gebäudeheizung zur Verfügung zu stellen. 
So muss jeder Eigentümer die Lösung wählen können, die am 
besten zu ihren spezifischen Bedürfnissen bzw. denen ihrer 
Mieter passt.  
 

 
Über einen Anschluss- und 
Benutzungszwang für die 
Fernwärme entscheiden die 
Gemeinden im Rahmen der 
kommunalen 
Satzungshoheit. Dem 
können wir nicht 
vorweggreifen, gehen 
jedoch davon aus, dass sich 
am Ende die jeweils 
wirtschaftlichste Lösung 
durchsetzen wird und in 
solchen Satzungen, wenn 

 
Einen Anschluss- und 
Benutzungszwang von 
Fernwärme oder 
anderweitigen Zwang zu 
einzelnen Technologien 
sehen wir kritisch. 
Verbraucherinnen und 
Verbraucher müssen auf 
Basis Ihrer individuellen 
Rahmenbedingungen die für 
sie wirtschaftlichste Lösung 
aussuchen können. Dabei ist 
jedoch auch klar, dass das 

  
Wir unterstützen einen 
deutlichen Ausbau des 
Fernwärmenetzes und die 
zügige Umstellung der 
Fernwärmeversorgung auf 
regenerative Quellen. Zum 
Schutz der Verbraucherinnen 
und Verbraucher plädieren wir 
allerdings für eine Novellierung 
der Fernwärme-Verordnung 
auf Bundesebene. Die 
Fernwärmeversorgung ist ein 
natürliches Monopol, 
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In den Positionen der Ampelregierung finden sich immer noch 
zu viele Regelungen, die klimaneutrale Heizungskonzepte 
unnötig ausschließen oder unverhältnismäßig einschränken. 
 
Zu diesen Regelungen gehören insbesondere:  

• Die Beendigung der biogasfeindlichen Bundespolitik. Die 
bestehenden Biogasanlagenmüssen u. a. aus 
Effizienzgründen viel stärker für dezentrale 
Wärmekonzepte genutzt werden (z.B. Gebäudenetze, 
Objekt-BHKW). Sonst wird die Chance einer zügigen und 
kostengünstigen Dekarbonisierung tausender Gebäude 
vergeben.  

• Das Verbot der Nutzung von Biomasse im Neubau schließt 
z.B. aus, dass Neubauten in bereits vorhandene 
Gebäudenetze integriert oder über industrielle 
Prozesswärmeanlagen mitversorgt werden können, 
insofern diese Biomasse einsetzen. Das Verbot sollte 
gestrichen werden.  
 

Die Sächsische Union ist der Auffassung, dass der Beitrag 
biogener Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen) zur 
Wärmewende gesichert und ausgebaut werden sollte. Die mit 
dem EEG 2023 vorgenommene Neuausrichtung der EEG-
Vergütung weg von KWK-Anlagen hin zu reinen 
Spitzenlastkraftwerken ohne Wärmeauskopplung ist 
abzulehnen und unverzüglich rückgängig zu machen. 
Stattdessen sollten die energie- und klimapolitischen 
Potenziale des bestehenden Anlagenparks an Biogasanlagen, 
Holzheizkraftwerken und Biomethan-KWK gehoben sowie 
noch offene Biomassepotenziale genutzt werden. Um den Bau 
von Nahwärmenetzen und Quartierslösungen voranzubringen, 
sollten die Rahmenbedingungen in der Bundesförderung 
effiziente Wärmenetze (BEW), der Bundesförderung effiziente 
Gebäude (BEG) sowie dem Baugesetzbuch (BauGB) verbessert 
werden. 
 

sie denn kommen sollten, 
Ausnahmetatbestände 
enthalten sein werden. 

Energiesystem vor Ort 
möglichst effizient betrieben 
werden sollte und 
Doppelstrukturen (z. B. 
paralleles Wärme- und 
Gasnetz) vermieden werden 
sollten. 

Haushalte können nicht einfach 
den Anbieter wechseln oder 
sich für eine anderes 
Heizsystem entscheiden. Umso 
wichtiger sind Transparenz und 
staatliche Preiskontrolle 
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5. Aus welchen Gründen unterstützen oder lehnen Sie den Gesetzesvorschlag des Bundes ab, Tankstellen zur Einrichtung von Schnellladesäulen 
gesetzlich zu verpflichten (Änderung GEIG)?  
 

CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Das Ampel-Kabinett hat Ende Mai 2024 eine 
gesetzliche Verpflichtung beschlossen, wonach 
große Tankstellenunternehmen ab dem 1. Januar 
2028 jeweils einen Schnellladepunkt mit einer 
Ladeleistung von mindestens 150 Kilowatt an 
ihren Tankstellen anbieten müssen. So sollen 
rund 8.000 zusätzliche Schnellladepunkte an 
Tankstellen oder im direkten Umfeld entstehen.  
Fakt ist, dass E-Autos einen immer größeren Teil 
des Pkw-Bestands in Deutschland ausmachen: Im 
Juni 2024 machten E-Autos ca. 15 % der 
gesamten Neuzulassungen aus. Alles in allem gibt 
es schon mehr als eine Million Autos mit 
elektrischem Antrieb auf deutschen Straßen. Eine 
Zahl, die in den nächsten Jahren weiter 
zunehmen wird. Infolgedessen muss auch die 
verfügbare Ladeinfrastruktur angepasst werden – 
ob dies über Zwang erfolgen muss, wie von der 
Bundesregierung vorgesehen, kann man in 
Zweifel ziehen.  
 
Aus unserer Sicht ist dieser Ausbau dringend 
notwendig, allerdings kann das den kleinen 
Tankstellen nicht aufgezwungen werden. Dies 
übersteigt deren Leistungsfähigkeit. Andererseits 
könnten über eine gezielte Förderung auch kleine 
Tankstellen in die Lage versetzt werden, den 
Versorgungsauftrag in der Region 
wahrzunehmen. Insbesondere je ländlicher es 
wird, desto wichtiger ist der Beitrag der 
Tankstellen zur Infrastruktur. 

 
Der aktuelle Referentenentwurf des 
Gesetzes zur Änderung des Gebäude- 
Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes 
wird derzeit auf Bundesebene diskutiert. 
Die sächsische SPD teilt das Ziel der 
Bundesregierung, den raschen Hochlauf 
der Elektromobilität auch durch einen 
möglichst flächendeckenden Ausbau von 
öffentlich zugänglicher Schnell-
ladeinfrastruktur zu ermöglichen. Das 
Bundesvorhaben einer Tankstellen-
versorgungsauflage hat das Potenzial, 
zum Ausbau der Ladeinfrastruktur und 
damit zu mehr Vertrauen in die 
Elektromobilität beizutragen. 
Unabhängig davon ist es uns wichtig, 
Elektromobilität und die dafür 
erforderliche Infrastruktur in Sachsen 
bestmöglich zu entwickeln. Das Ladenetz 
im Freistaat ist weiterhin in fast allen 
Regionen im Verhältnis zum E-Auto-
Bestand besser ausgebaut als im 
Bundesdurchschnitt. So ist die Zahl der 
E-Ladepunkte in Sachsen in den letzten 
Jahren deutlich gestiegen. Gab es vor 
drei Jahren im Freistaat insgesamt 2.379 
Ladepunkte, standen zum Ende des 
ersten Quartals 2024 insgesamt 4.386 
öffentlich zugängliche Ladepunkte zur 
Verfügung. Sachsen ist auf einem guten 
Weg, den wir fortsetzen wollen. 

 
Zwar befürworten wir den 
weiteren Ausbau der 
Ladeinfrastruktur, sehen 
jedoch eine Verpflichtung von 
Tankstellen zur Errichtung 
von Schnellladesäulen 
kritisch. Insbesondere sollte 
die Standortentscheidung von 
Schnellladepunkten durch die 
potenzielle Nachfrage vor Ort 
gesteuert werden und nicht 
anhand der historisch 
geprägten 
Standortentscheidung von 
Tankstellen. Anders gesagt, 
obliegt die Entscheidung, ob 
der Standort einer Tankstelle 
ebenfalls für einen 
Schnellladepunkt geeignet ist, 
dem jeweiligen Betreiber.  
 
Wir betonen darüber hinaus 
allerdings die Notwendigkeit 
des Ausbaus des öffentlichen 
Ladenetzes und verweisen 
auf die Möglichkeit der 
Erschließung anderer 
Standorte, wie Supermarkt-
parkplätze, Parkhäuser etc. 

  
Wir befürworten die 
Ausweitung des Lades-
äulennetzes und fordern mehr 
Preistransparenz und 
Einheitlichkeit bei der E-
Ladeinfrastruktur. Bei einer 
möglichen gesetzlichen 
Verpflichtung zur Einrichtung 
von Schnellladesäulen kommt 
es darauf an, möglichst für alle 
technischen Systeme 
Lademöglichkeiten anzubieten 
und Transparenz über die 
Ladekosten herzustellen. 
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6. Stimmen Sie der Aussage zu, dass die CO2-Emissionsbilanz eines Fahrzeugs nicht nur in dessen Nutzungsphase („am Auspuff“) erfasst, sondern über 
dessen gesamten Lebenszyklus und seiner verwendeten Antriebsenergie berücksichtigt werden sollten?  
 

CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Dieser Aussage stimmen wir zu. Fahrzeugbesitzer 
von Verbrennerfahrzeugen zum Wechsel auf ein 
Elektroauto „zu zwingen“ (und dies mit einer 
vermeintlich besseren Bilanz zu begründen), ist 
umweltpolitisch und finanziell für 
Ottonormalverbraucher keine Option. 

 
Ja.  

 
Wir stimmen dieser Aussage zu. 

  
Die Linke plädiert dafür, den gesamten 
Lebenszyklus eines Produktes zu 
betrachten und umwelt- und 
klimaschonende Lösungen von der 
Produktion bis hin zum Entsorgungs- 
bzw. Recyclingprozess zu finden. 

 

7. Synthetische grünstrombasierte Flüssigkraftstoffe (E-Fuels) haben eine hohe Energiespeicherdichte, können bei Raumdruck u. -temperatur gelagert, 
global transportiert u. über bestehende Tankinfrastrukturen genutzt werden. Werden Sie den Einsatz solcher Kraftstoffe politisch unterstützen?  
 

CDU  SPD Grüne  FDP  Die Linke 

 
Die Sächsische Union lehnt 
ein europäisches 
Verbrenner-Verbot ab, 
ebenso wie technisch nicht 
machbare und unbezahlbare 
Euro-7-Abgasnormen. 
Dadurch wird das 
Verbrenner-Aus zeitlich 
sogar noch beschleunigt. Wir 
setzen uns für die Interessen 
der deutschen Autofahrer 
und des Industriestandorts 
Deutschland ein. Das heißt: 
Weniger Lemke, mehr 
Wissing - keine Zustimmung 

 
Die sächsische SPD ist 
grundsätzlich der Auffass-
ung, dass zukünftig 
unterschiedliche Mobilitäts- 
und Transportbedürfnisse 
unterschiedliche technolog-
ische Lösungen erfordern 
werden. Für den Einsatz von 
E-Fuels kommen dabei 
insbesondere Anwendungen 
in Betracht, die in naher 
Zukunft nicht mit rein 
elektrischen Antrieben 
möglich sind, beispielsweise 
im Flug- und im Schiffs-

 
Wir werden den Einsatz von 
sog. E-Fuels grundsätzlich 
unterstützen, verweisen 
jedoch auf die absehbar 
deutlichen Effizienz- und 
Kostenvorteile der E-Mobilität 
insbesondere im Individual-
verkehr. Da die Gesamt-
effizienz von E-Fuels durch 
den deutlich höheren 
Energiebedarf entlang der 
gesamten Nutzungskette 
deutlich geringer ausfällt, 
sollten E-Fuels nur dort zum 
Einsatz kommen, wo eine 

  
Der Einsatz von synthetischen Kraftstoffen ist oftmals 
verbunden mit der Hoffnung, das konventionelle System 
der Verbrennungsmotoren zu erhalten und die notwendige 
Umstellung des Verkehrssystems mindestens 
hinauszuzögern. Die Abkehr vom fossilen Verbrennungs-
motor ist jedoch nicht nur aus Gründen des Klimaschutzes 
geboten, sondern auch notwendig, um grundsätzlich 
Verkehr umweltfreundlicher zu gestalten. Dies bedeutet 
für uns Linke zu allererst: Verkehrsverlagerung und 
Verkehrsmeidung. Erst danach müssen wir uns die Frage 
des klimaschonendsten Antriebs stellen und hier sind die 
Nachteile von synthetischen Kraftstoffen gegenüber E-
Autos ganz deutlich: Es besteht für deren Herstellung ein 
viel höherer Bedarf an Energie, der Wirkungsgrad ist 
wesentlich geringer und die Produktions-kosten wesentlich 
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zum Verbrenner-Verbot, 
dauerhafte Perspektive für 
klimaneutrale E-Fuels und 
realitätstaugliche 
Abgasnormen. 

verkehr. Wichtig ist uns 
dabei, dass die Aspekte 
Energieeffizienz und 
Klimaneutralität beachtet 
werden. 

Elektrifizierung nicht oder 
nicht zeitnah möglich ist. 

höher. Wir sehen Möglichkeiten des Einsatzes 
synthetischer Kraftstoffe vor allem im Bereich der 
Nutzfahrzeuge und dort, wo es keine alternativen, 
effizienteren erneuerbaren Technologien gibt. 

 

8. Befürworten Sie den freien Verkauf des neuen Dieselkraftstoffs HVO 100 an Tankstellen oder sollte dieser nur gewerblichen Nutzern vorbehalten 
bleiben?  
 

CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Für uns als Sächsische Union ist es wichtig, dass wir auch im Bereich der 
Mobilität zügig das Ziel der Treibhausgasneutralität erreichen. Das kann 
aber nicht im schlichten Austausch von Verbrennungsfahrzeugen durch 
Elektrofahrzeuge erfolgen. Vor diesem Hintergrund wollen wir einen 
hohen Grad an CO2-Neutralität erreichen und unterstützen daher die 
Entwicklung und Einführung von fossilen Verbrennungsalternativen. Hier 
hat sich in den vergangenen Jahren viel getan! Wenn alternative 
Kraftstoffe eine Einsparung von bis zu 90% des bisherigen CO2-Ausstoßes 
versprechen, dann ist das aus unserer Sicht zu befördern. 
 
Besonders der in Europa zugelassene synthetische Kraftstoff HVO-100 
birgt die Möglichkeit, unsere bisherigen und normalen Dieselfahrzeuge 
deutlich feinstaubärmer und CO2- und stickoxidschonender zu betreiben. 
Ein Gewinn für Klima, Mobilität unserer Gesellschaft und so auch für die 
Akzeptanz klimapolitischer Maßnahmen in der Bevölkerung. Dies gilt 
sowohl für private wie auch gewerbliche Nutzer. Klar ist aber auch, dass 
HV 100 den heutigen fossilen Dieselverbrauch nicht ersetzen kann. 
Einerseits, weil HVO100 bisher nur für wenige PKW-Modelle freigegeben 
wurde. Andererseits, weil die Masse an ölhaltigen Abfall- und 
Reststoffen, aus denen HVO zum größten Teil besteht, nicht vorhanden 
ist und damit nur begrenzt erzeugt werden kann. Schließlich spielt im 
Moment auch noch der Preis eine wichtige Rolle, der bis zu 20 Cent über 
dem herkömmlichen B7-Diesel und damit etwa auf dem Niveau des 
sogenannten Premiumdiesels liegt. 

 
Wir begrüßen den 
verstärkten Einsatz 
möglichst klima-
freundlicher Kraftstoffe 
und sehen keinen 
Grund, eine Nachfrage 
nach entsprechenden 
Kraftstoffen 
einzuschränken. 
Wichtig ist es uns, dass 
Verbraucher die 
Möglichkeit haben, 
eindeutig festzustellen, 
ob ihr Fahrzeug für den 
Einsatz des jeweiligen 
Kraftstoffs geeignet ist. 

 
Tendenziell 
befürworten wir den 
Einsatz klima-
freundlicher 
Kraftstoffalternativen, 
verweisen aber auf 
die etwaige 
beschränkte 
Verfügbarkeit, die 
sich vermutlich 
aufgrund der Flächen- 
und Nutzungs-
konkurrenzen beim 
Einsatz von Biogenen 
Einsatzstoffen nicht 
vollständig auflösen 
lässt. 

  
Allein über CO2-neutrale 
Neufahrzeuge werden sich die 
Klimaschutzziele nicht erreichen 
lassen. Der Hochlauf der 
Elektromobilität und die klima-
schonende Weiterentwicklung von 
Kraftstoffen für Bestandsfahrzeuge 
müssen Hand in Hand gehen. Die 
Zulassung und der Verkauf an der 
Tankstelle von HVO 100 ist ein 
weiterer Schritt. Jetzt sind die 
Hersteller gefordert, neue 
Fahrzeuge für die Verwendung von 
HVO 100 auszulegen und ältere 
Modelle zu prüfen und für die 
Verwendung freizugeben. 
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9. Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor können mit regenerativen Kraftstoffen CO2-arm bis nahezu CO2-neutral betrieben werden. Sollten aus Ihrer Sicht 
Verbrenner weiterhin zugelassen werden können (Stichwort faktisches Zulassungsverbot für neue Pkw-Verbrenner in der EU ab 2035)?  

 

CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Ja, wir verweisen 
hierzu auch auf 
unsere Antwort zu 
Frage 7. 

 
Die sächsische SPD setzt sich nachdrücklich für E-
Mobilität ein, weil diese der wesentliche Baustein 
für die dringend notwendige klimaneutrale 
Transformation des Verkehrssektors ist und wir die 
ökonomischen und sozialen Chancen für Sachsen 
als starkem Produktionsstandort mit guten und gut 
bezahlten Arbeitsplätzen sichern und ausbauen 
wollen. Die auf europäischer Ebene getroffene 
Entscheidung, ab 2035 nur noch Neuwagen 
zuzulassen, die beim Fahren CO2-emissionsfrei 
sind, unterstützen wir. Diese Regelung schließt 
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor nicht aus. 
Insoweit besteht kein rechtliches Zulassungsverbot. 
Aufgrund der deutlich geringeren Effizienz von E-
Fuels von der Herstellung bis zur Nutzung scheint 
es derzeit plausibel, dass künftig Pkws mit 
elektrischem Antrieb deutlich wirtschaftlicher zu 
betreiben sein werden. Ob künftige Entwicklungen 
der nächsten Jahrzehnte eine andere Faktenlage 
schaffen, wird sich zeigen. 
 

 
Vor dem Hintergrund der Wahrung der 
Glaubwürdigkeit politischer Signale, die 
essentiell für die langfristige 
Entscheidungsfindung in der Wirtschaft 
sind, vertreten wir die Auffassung, dass 
einmal geschlossene Kompromisse 
grundsätzlich Bestand haben sollten. 
Die konkrete Entscheidung, die 
industrielle Umstellung auf E-Mobilität 
auch regulatorisch zu begleiten, 
unterstützen wir mit Verweis auf die 
Effizienzvorteile von E-Mobilität. Dass 
bereits zugelassene Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotor auch über den 
Stichtag hinaus (im Idealfall mit 
klimaneutralem Kraftstoff) betrieben 
werden dürfen, steht dabei außer 
Frage. 

  
Die Abkehr vom fossilen 
Verbrennungsmotor ist nicht nur 
aus Gründen des Klimaschutzes 
geboten, sondern auch 
notwendig, um grundsätzlich 
Verkehr umweltfreundlicher zu 
gestalten. Dies bedeutet für uns 
Linke zu allererst: 
Verkehrsverlagerung und 
Verkehrsmeidung. Erst danach 
müssen wir uns die Frage des 
klimaschonendsten Antriebs 
stellen und hier sind die Nachteile 
von synthetischen Kraftstoffen 
gegenüber E-Autos ganz deutlich 
(siehe Frage 7). 

 

 

 

 

 

 



Antworten sächsische Landesparteien auf UNITI-Wahlprüfsteine anlässlich der Landtagswahl am 01.09.2024        9 
 
 

10. Unterstützen Sie politisch die Ziele des mittelständischen Kraftstoffhandels, u. a. durch den Einsatz CO2-armer und CO2-neutraler Kraftstoffe die 
Erreichung der Klimaschutzziele im Verkehr zu ermöglichen?  

 
CDU SPD Grüne  FDP Die Linke 

 
Der Einsatz CO2-neutraler Kraftstoffe stellt 
eine Möglichkeit dar, mit aktuellen und 
zukünftigen Fahrzeuggenerationen 
schadstoffarme und klimaneutrale Mobilität 
sicherzustellen. Ganz besonders die flüssigen 
Kraftstoffe mit hoher Energiedichte werden in 
verschiedenen Bereichen der Mobilität 
benötigt, wie zum Beispiel im Flugverkehr, der 
Schifffahrt, bei landwirtschaftlichen 
Nutzfahrzeugen, Baumaschinen, dem 
Schwerlastverkehr oder in Einsatzfahrzeugen. 
Um die Klimaziele zu erreichen, ist es wichtig, 
dass diese Kraftstoffe zukünftig klimaneutral 
produziert werden. Eine Möglichkeit dazu 
besteht darin, fossile durch regenerative 
Kohlenstoffquellen zu ersetzen. 

 
Um die Klimaschutzziele im Verkehrs-
sektor zu erreichen, ist es erforderlich, 
zahlreiche Bausteine erfolgreich 
umzusetzen. Auch wenn der Anteil 
elektrisch betriebener Fahrzeuge stetig 
zunimmt, werden aufgrund hoher 
Anschaffungskosten, des noch fehlenden 
in der Breite wirksamen Gebraucht-
marktes für Elektrofahrzeuge und der 
noch aufzubauenden Ladeinfrastruktur 
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor Alltag 
auf unseren Straßen bleiben. Es ist daher 
sinnvoll, wenn es für diese Fahrzeuge 
möglichst zeitnah und umfassend 
verfügbar preisgünstige klimafreundliche 
Treibstoffalternativen gibt. 
 

 
Wir unterstützen die Ziele 
ausdrücklich und insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass der 
deutsche/europäische 
Fuhrpark auf absehbare Zeit 
Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotoren 
enthalten wird. Wir verweisen 
nochmals auf den deutlichen 
Effizienzvorteil der E-Mobilität, 
bezogen auf die 
Anwendungsfälle, wo diese 
technisch zum Einsatz 
kommen kann. 

 Grundsätzlich 
unterstützen wir das Ziel, 
u. a. durch den Einsatz 
CO2-armer und CO2-
neutraler Kraftstoffe die 
Erreichung der 
Klimaschutzziele im 
Verkehr zu ermöglichen. 
Wir Linke stehen 
allerdings für einen 
Umbau des 
Verkehrssystems und 
nicht einfach nur für 
einen Wechsel der 
Antriebstechnologie. 
 

 


